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Entscheidungsdatum

17.08.2015
Norm

B-VG Art.133 Abs4
Direktzahlungs-Verordnung §12
Direktzahlungs-Verordnung §13 Abs1
Direktzahlungs-Verordnung §16
MOG 2007 86
MOG 2007 §8 Abs4 71
MOG 2007 §8 Abs4 72
MOG 2007 §8 Abs5 Z3 lith
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 84 Abs1
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 84 Abs2
Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 86 Abs1
VWGVG §24
VWGVG §28 Abs1
VWGVG §28 Abs2 71

1. B-VG Art. 133 heute
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 guiltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 giltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

SO 0 e N oW

-

N

. §12 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014

N

. §13 gultig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014

1. 816 guiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2014 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 368/2014
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1. 84 glltig von 11.11.2016 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021
2. 84 giltig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
3. §4 giltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. 84 glltig von 11.11.2016 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021
2. 84 giltig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010

3. §4 giltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. 86 glltig von 01.10.2019 bis 20.04.2021 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 174/2021

2. §6 gultigvon 11.11.2016 bis 30.09.2019 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 306/2016
3. §6 gtltig von 01.03.2010 bis 10.11.2016 zuletzt geandert durch BGBI. Il Nr. 66/2010
4. §6 glltig von 01.01.2008 bis 28.02.2010

1. VWGVG 8§ 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VWGVG § 24 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG 8 28 heute

2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W193 2111686-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Michaela RUSSEGGER-REISENBERGER als Einzelrichterin
Uber die Beschwerde von XXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 26.03.2015, ZI. I1/4-RP/14-
124627007, betreffend die Gewahrung von Rinderpramien 2014 zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat
durch die Richterin Mag. Michaela RUSSEGGER-REISENBERGER als Einzelrichterin tber die Beschwerde von rémisch 40
, BNr. rémisch 40 , gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 26.03.2015, ZI. [1/4-RP/14-124627007, betreffend
die Gewahrung von Rinderpramien 2014 zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal3 § 28 Abs. 2 Z 1 VWGVG abgewiesen.Die Beschwerde wird gemald Paragraph 28, Absatz 2,
Ziffer eins, VWGVG abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 29.06.2006, ZI. 11/7-QU/06-57860464, wurde den Beschwerdefihrern
eine Mutterkuhpramie mit der individuellen Hochstgrenze (Quote) ab 2006 von einem Stlick festgesetzt.

Am 28.03.2014 fand auf dem Betrieb der Beschwerdeflihrer eine Vor-Ort-Kontrolle statt, in deren Rahmen
verschiedene Beanstandungen festgestellt wurden.

In der Stellungnahme vom 15.04.2014 fuhrten die Beschwerdeflihrer im Wesentlichen aus, dass die Rassen bei den
Geburtsmeldungen nicht vorsatzlich falsch gemeldet worden seien. Es handle sich in allen beanstandeten Fallen nur
um 2 - 5 % Abweichungen. Aufgrund von betrieblichen und familidaren Problemen seien die Geburtsmeldungen zwei
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bis drei Tage zu spat abgeschickt worden. Die Aufzeichnungen bzw. Meldungen seitens der Beschwerdefuhrer seien
nach bestem Wissen und Gewissen durchgeftihrt worden.

Mit angefochtenem Abdnderungsbescheid der AMA vom 26.03.201, ZI. 11/4-RP/14-124627007, wurde den
Beschwerdefiihrern fur das Antragsjahr 2014 keine Rinderpramien gewahrt.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die Beschwerde vom 23.04.2014, worin im Wesentlichen auf die Stellungnahme
vom 14.04.2014 und auf die Beschwerde vom 22.07.2014 (Beschwerde gegen den Bescheid vom 26.06.2014, ZI. 11/7-
RP/13-121496025) verwiesen wurde. Ohne Wissen der Beschwerdeflihrer seien die Genanteile (Rassenanteile) bei den
Muttertieren der beanstandeten Kihe und Kalbinnen nachtraglich abgedndert worden. Damit sei es bei den
beanstandeten Tieren auch zu einer Verschiebung der Genanteile gekommen. Wissentliche Falschmeldungen seien
sohin nicht abgegeben worden. Entsprechend dem phanotypischen Erscheinungsbild seien die beanstandeten Kihe
und Kalbinnen als Hauptrasse dem Fleckvieh zuzuordnen. Der Prifer habe es verabsdaumt, sich vom aulReren
Erscheinungsbild der Rassenmerkmale der betroffenen Tiere zu Uberzeugen. Bei Nichtzuchtbetrieben hatte sich der
Prifer vom phéanotypischen Aussehen der Tiere Uberzeugen muissen, um die Rasse abzuleiten. Sdmtliche Tiere seien
von den Beschwerdefiihrern ordnungsgemal gemeldet worden.

Mit Schriftsatz vom 20.07.2015 beantragten die Beschwerdefiihrer der Beschwerde Folge zu geben und die
Rinderpramie in vollem Umfang anzuerkennen. GemaR Art 109d VO (EG) 173/2009 sei ein Rind von der Gewdhrung der
Mutterkuhpramie ausgeschlossen, wenn es sich laut Meldung an die Rinderdatenbank nicht um eine Kuh einer
Fleischrasse handle. Der Pramienbetrag sei nur dann zu kirzen, wenn das Rind zum Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle
deshalb nicht als ermittelt gelte, wenn sanktionsrelevante fehlerhafte Angaben betreffend die Rasse vorgenommen
worden seien. Ein solcher Fall wirde jedoch gegenstandlich nicht vorliegen. Sanktionsrelevante Vorgange kénnten nur
bei Verschulden stattfinden. Ein Verschulden liege auf Seiten der Beschwerdeflhrer nicht vor. Die Rinder, denen die
Rinderpramie aberkannt worden sei, wirden existieren und einer konkreten Rasse angehdren. Entscheidend sei, dass
eine konkrete Mutterkuh der Beschwerdefihrer, die seit dem Jahr 2004 gehalten werde, zu 100 % Fleckvieh und dies
auch durch Zuchtverbandunterlagen belegt sei. Erst durch die nunmehrigen Rickforderungsbescheide seien die
Beschwerdefiihrer durch Recherchen zum Ergebnis gekommen, dass diese konkrete Mutterkuh riickwirkend nunmehr
zu 96 % als Fleckvieh eingestuft worden sei und in Folge dessen die Nachkommen - bei denen es sich gegenstandlich
um die sanktionierten Rinder handle - nicht mehr zu 50 % Fleckvieh und zu 50 % Rotfries, sondern nur mehr zu 48 %
Fleckvieh und zu 52 % Rotfries seien. Dies sei jedoch nur rechnerisch ermittelbar und fur die Beschwerdefihrer nicht
erkennbar gewesen.Mit Schriftsatz vom 20.07.2015 beantragten die Beschwerdefihrer der Beschwerde Folge zu
geben und die Rinderpramie in vollem Umfang anzuerkennen. GemaR Artikel 109 d, VO (EG) 173 aus 2009, sei ein Rind
von der Gewahrung der Mutterkuhpramie ausgeschlossen, wenn es sich laut Meldung an die Rinderdatenbank nicht
um eine Kuh einer Fleischrasse handle. Der Pramienbetrag sei nur dann zu kirzen, wenn das Rind zum Zeitpunkt der
Vor-Ort-Kontrolle deshalb nicht als ermittelt gelte, wenn sanktionsrelevante fehlerhafte Angaben betreffend die Rasse
vorgenommen worden seien. Ein solcher Fall wirde jedoch gegenstandlich nicht vorliegen. Sanktionsrelevante
Vorgange konnten nur bei Verschulden stattfinden. Ein Verschulden liege auf Seiten der Beschwerdefihrer nicht vor.
Die Rinder, denen die Rinderpramie aberkannt worden sei, wirden existieren und einer konkreten Rasse angehoren.
Entscheidend sei, dass eine konkrete Mutterkuh der Beschwerdefuhrer, die seit dem Jahr 2004 gehalten werde, zu 100
% Fleckvieh und dies auch durch Zuchtverbandunterlagen belegt sei. Erst durch die nunmehrigen
Ruckforderungsbescheide seien die Beschwerdefihrer durch Recherchen zum Ergebnis gekommen, dass diese
konkrete Mutterkuh rickwirkend nunmehr zu 96 % als Fleckvieh eingestuft worden sei und in Folge dessen die
Nachkommen - bei denen es sich gegenstandlich um die sanktionierten Rinder handle - nicht mehr zu 50 % Fleckvieh
und zu 50 % Rotfries, sondern nur mehr zu 48 % Fleckvieh und zu 52 % Rotfries seien. Dies sei jedoch nur rechnerisch
ermittelbar und fur die Beschwerdefihrer nicht erkennbar gewesen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenromisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdefuihrer hielten am 01.01.2014 unter BerUcksichtigung der Haltefrist 17 Fleischrassekihe, sechs
Fleischrassekalbinnen und neun Milchkihe. Am 16.03.2013 hielten die Beschwerdefuhrer unter Berlcksichtigung der
Haltefrist zwei Fleischrassekihe und eine Milchkuh. Die Beschwerdefihrer verfligten fir das Antragsjahr 2013 tber
eine Mutterkuhquote in Hohe von einem Stlick.



Am 28.03.2014 fand auf dem Betrieb der Beschwerdefiihrer eine Vor-Ort-Kontrolle statt. Im Zuge dieser Vor-Ort-
Kontrolle wurde bei zahlreichen Tieren eine fehlerhafte Datenbankmeldung festgestellt. Bei den Tieren mit den
Ohrmarkennummern AT 070 924 819, AT 357 435 316, AT 357 440 916, AT 502 444 418, AT 823 848 418, AT 844 483
516, AT 855 364 517, AT 973 393 117 und AT 984 590 914 wurde festgestellt, dass die Rasse nicht der
Datenbankmeldung entsprach.

Mit angefochtenem Bescheid der AMA vom 26.03.2015, ZI. 1/4-RP/14-124627007, wurden den Beschwerdefihrern flr
das Antragsjahr 2014 keine Rinderpramien gewahrt. Dabei wurde von 26 Rindern ausgegangen, die alle
Pramienvoraussetzungen erflllten, und neun Rindern, die sanktionsrelevante UnregelmaRigkeiten aufwiesen.
Dementsprechend wurde der Auszahlungsbetrag gemal3 Art 65 Abs. 2 iVm Art 65 Abs. 3 VO 1122/2009 um 100 %
gekurzt.Mit angefochtenem Bescheid der AMA vom 26.03.2015, ZI. 11/4-RP/14-124627007, wurden den
Beschwerdefihrern fir das Antragsjahr 2014 keine Rinderpramien gewahrt. Dabei wurde von 26 Rindern
ausgegangen, die alle Pramienvoraussetzungen erfullten, und neun Rindern, die sanktionsrelevante
UnregelmaRigkeiten aufwiesen. Dementsprechend wurde der Auszahlungsbetrag gemal3 Artikel 65, Absatz 2, in
Verbindung mit Artikel 65, Absatz 3, VO 1122 aus 2009, um 100 % gekurzt.

2. Beweiswurdigung:

Die angeflhrten Feststellungen ergeben sich aus dem seitens der AMA vorgelegten Verwaltungsakt, dessen

entscheidungsrelevanter Inhalt von den Beschwerdeflihrern in der Beschwerde nicht bestritten wird.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.Gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die

Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.

Gemal Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.Gemal? Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehérden besorgt werden.

GemalRs§ 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.Gemal3 Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der
Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemald 8 1 AMA-Gesetz 1992 kénnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen,
die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden.Gemald Paragraph eins, AMA-Gesetz 1992 kdnnen Angelegenheiten, soweit diese
durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA
Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels einer speziellen Regelung besteht
gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.Gemal3 Paragraph 6, BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
Mangels einer speziellen Regelung besteht gegenstandlich Einzelrichterzustandigkeit.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR8& 28 Abs. 2 VWGVG hat das
Verwaltungsgericht Gber Beschwerden gemaR Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der
mafgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht
selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. GemaR Paragraph
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28, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn der malgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maligeblichen Sachverhalts durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden
ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union entgegenstehen, was
gegenstandlich zutrifft. GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen
Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine weitere
Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der
Europaischen Union entgegenstehen, was gegenstandlich zutrifft.

Zu A)

Gemald Art. 111 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr.
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 030, 31.1.2009, S. 16 idF
Durchfihrungsverordnung (EU) Nr. 524/2012, ABI. L 160 vom 21.6.2012 - im Folgenden VO (EG) 73/2009 - kann ein
Betriebsinhaber, der in seinem Betrieb Mutterkihe halt, auf Antrag eine Pramie zur Erhaltung des
Mutterkuhbestandes (Mutterkuhpramie) erhalten.Gemal Artikel 111, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009, des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, ABI. L 030, 31.1.2009, S. 16 in der Fassung Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 524
aus 2012,, Amtsblatt L 160 vom 21.6.2012 - im Folgenden VO (EG) 73 aus 2009, - kann ein Betriebsinhaber, der in
seinem Betrieb Mutterkihe hélt, auf Antrag eine Pramie zur Erhaltung des Mutterkuhbestandes (Mutterkuhpramie)
erhalten.

Gemald Art. 111 Abs. 2 leg.cit. wird die Mutterkuhpréamie jedem Betriebsinhaber gewdahrt, deGemal Artikel 111,
Absatz 2, leg.cit. wird die Mutterkuhpramie jedem Betriebsinhaber gewahrt, der

a) ab dem Tag der Beantragung der Pramie 12 Monate lang weder Milch noch Milcherzeugnisse aus seinem Betrieb
abgibt. Die direkte Abgabe von Milch oder Milcherzeugnissen vom Betrieb an den Verbraucher steht der Gewahrung
der Préamie jedoch nicht entgegen;

b) Milch oder Milcherzeugnisse abgibt, wobei die einzelbetriebliche Quote gemaR Artikel 67 der Verordnung (EWG) Nr.
1234/2007 jedoch insgesamt 120.000 kg nicht Uberschreitet.b) Milch oder Milcherzeugnisse abgibt, wobei die
einzelbetriebliche Quote gemal Artikel 67 der Verordnung (EWG) Nr. 1234 aus 2007, jedoch insgesamt 120.000 kg
nicht Uberschreitet.

Die Mitgliedstaaten kdnnen jedoch auf der Grundlage objektiver und nichtdiskriminierender Kriterien, die sie selbst
festlegen, beschlieRen, diese Mengenbegrenzung zu andern oder aufzuheben, sofern der Betriebsinhaber wahrend
mindestens sechs aufeinander folgenden Monaten ab dem Tag der Beantragung der Pramie eine Zahl Mutterkihe von
mindestens 60% und eine Zahl Farsen von hdchstens 40% der Anzahl Tiere halt, fur die die Pramie beantragt wurde.

Um festzustellen, wie viele Tiere gemald Unterabsatz 1 Buchstabe a und b pramienfahig sind, wird auf der Grundlage
der am 31. Marz des betreffenden Kalenderjahres im Betrieb verflgbaren einzelbetrieblichen Milchquote des
Begunstigten, ausgedrickt in Tonnen, und des durchschnittlichen Milchertrages festgestellt, ob es sich um Kuhe eines
Mutterkuhbestands oder um Kihe eines Milchkuhbestands handelt.

Gemald Art. 115 Abs. 1 VO (EG) 73/2009 kénnen Mitgliedstaaten, in denen mehr als 60 % der Mutterkihe und Farsen in
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Berggebieten im Sinne des Art. 50 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 gehalten werden, abweichend von Art. 111 Abs.
3 beschlieBen, im Rahmen einer von dem jeweiligen Mitgliedstaat festzusetzenden gesonderten nationalen
Hochstgrenze die Mutterkuhpramien flr Farsen und fur Mutterkiihe getrennt zu verwalten.Gemal3 Artikel 115, Absatz
eins, VO (EG) 73 aus 2009, kénnen Mitgliedstaaten, in denen mehr als 60 % der Mutterkiihe und Farsen in
Berggebieten im Sinne des Artikel 50, der Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005, gehalten werden, abweichend von
Artikel 111, Absatz 3, beschlieBen, im Rahmen einer von dem jeweiligen Mitgliedstaat festzusetzenden gesonderten
nationalen Hochstgrenze die Mutterkuhpramien fur Farsen und fur Mutterkiihe getrennt zu verwalten.

Diese gesonderte nationale Hochstgrenze darf 40 % der nationalen HOchstgrenze des betreffenden Mitgliedstaats
gemal’ Art. 112 Abs. 5 nicht Uberschreiten. Die nationale Hochstgrenze wird um den Wert der gesonderten nationalen
Héchstgrenze verringert. Uberschreitet die Gesamtzahl der den Bedingungen fiir die Gewihrung der Mutterkuhpramie
genlgenden Farsen, fur die ein Antrag gestellt wurde, in einem Mitgliedstaat, der die in diesem Absatz eréffnete
Moglichkeit nutzt, die gesonderte nationale Hochstgrenze, so wird die Zahl der pramienfahigen Farsen pro
Betriebsinhaber fur das betreffende Jahr anteilmaRig verringert.Diese gesonderte nationale Hochstgrenze darf 40 %
der nationalen Hochstgrenze des betreffenden Mitgliedstaats gemaR Artikel 112, Absatz 5, nicht Gberschreiten. Die
nationale Héchstgrenze wird um den Wert der gesonderten nationalen Héchstgrenze verringert. Uberschreitet die
Gesamtzahl der den Bedingungen fur die Gewahrung der Mutterkuhpréamie genligenden Farsen, flr die ein Antrag
gestellt wurde, in einem Mitgliedstaat, der die in diesem Absatz eréffnete Moglichkeit nutzt, die gesonderte nationale
Hochstgrenze, so wird die Zahl der pramienfahigen Farsen pro Betriebsinhaber flr das betreffende Jahr anteilmaRig
verringert.

Gemald § 8 Abs. 5 Z 3 lit. h MOG 2007,BGBI. | Nr. 55/2007 idFBGBI. | Nr. 21/2012 sind die Mutterkuhpramie fur
Kalbinnen (Farsen) und Mutterkiihe getrennt zu verwalten. Dabei entspricht die nationale Héchstgrenze fur Kalbinnen
jener Anzahl an Pramienansprichen, die im jeweiligen Jahr aus der nationalen Reserve nicht zugeteilt wurden. Die
Pramie fur Kalbinnen mit einem Alter zu Beginn des Haltungszeitraums von acht bis héchstens 20 Monaten ist fir
Antragsteller, die Uber eine individuelle Hochstgrenze verfiigen und deren Betriebe Uber keine einzelbetriebliche
Milchquote fiir Lieferungen zu Beginn des Zwoélfmonatszeitraums der Antragstellung verflgen, hochstens jedoch fiir 20
% der fir das selbe Jahr festgesetzten individuellen Hochstgrenze zu gewahren. Die im jeweiligen Jahr aus der
nationalen Hoéchstgrenze fur Kalbinnen noch verflighare Restmenge steht flr Antragsteller zur Verfigung, die
Kalbinnen halten und zum Zeitpunkt der Antragstellung entweder Zuchtbetriebe sind, eine amtlich anerkannte Milch-
und/oder Fleischleistungsprifung durchfihren oder auf andere Weise die dafiir geforderten Qualitatskriterien
nachweisen.Gemal3 Paragraph 8, Absatz 5, Ziffer 3, Litera h, MOG 2007, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 55 aus 2007,
in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 21 aus 2012, sind die Mutterkuhpramie fur Kalbinnen (Farsen) und
Mutterkihe getrennt zu verwalten. Dabei entspricht die nationale Hochstgrenze fur Kalbinnen jener Anzahl an
Pramienanspriichen, die im jeweiligen Jahr aus der nationalen Reserve nicht zugeteilt wurden. Die Pramie flr
Kalbinnen mit einem Alter zu Beginn des Haltungszeitraums von acht bis hochstens 20 Monaten ist fur Antragsteller,
die Uber eine individuelle Hochstgrenze verfligen und deren Betriebe Uber keine einzelbetriebliche Milchquote fur
Lieferungen zu Beginn des Zwolfmonatszeitraums der Antragstellung verfigen, hdochstens jedoch fur 20 % der fur das
selbe Jahr festgesetzten individuellen Hochstgrenze zu gewadhren. Die im jeweiligen Jahr aus der nationalen
Hochstgrenze fur Kalbinnen noch verfiigbare Restmenge steht fir Antragsteller zur Verflgung, die Kalbinnen halten
und zum Zeitpunkt der Antragstellung entweder Zuchtbetriebe sind, eine amtlich anerkannte Milch- und/oder
Fleischleistungsprufung durchfiihren oder auf andere Weise die daflr geforderten Qualitatskriterien nachweisen.

§ 8 Abs. 4 MOG 2007 lautet auszugsweise:Paragraph 8, Absatz 4, MOG 2007 lautet auszugsweise:

Gemal Art. 68 Abs. 1 lit. b der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 wird zur Begegnung besonderer Nachteile im Sektor
Milcherzeugnisse eine tierbezogene Zahlung (im Folgenden Milchkuhpramie) nach MafRRgabe der nachfolgenden
Bestimmungen vorgesehen:Gemal Artikel 68, Absatz eins, Litera b, der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, wird zur
Begegnung besonderer Nachteile im Sektor Milcherzeugnisse eine tierbezogene Zahlung (im Folgenden
Milchkuhpramie) nach MaRgabe der nachfolgenden Bestimmungen vorgesehen:

1. Die Angaben aus der elektronischen Datenbank fir Rinder Uber die Haltung von Milchkihen in Verbindung mit der
Abgabe des Beihilfeantrags gemal3 Art. 19 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 fur das betreffende Kalenderjahr gelten als
Antrag des Betriebsinhabers auf die Milchkuhpramie.1. Die Angaben aus der elektronischen Datenbank fur Rinder
Uber die Haltung von Milchkihen in Verbindung mit der Abgabe des Beihilfeantrags gemal Artikel 19, der Verordnung
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(EG) Nr. 73 aus 2009, fur das betreffende Kalenderjahr gelten als Antrag des Betriebsinhabers auf die Milchkuhpramie.

2. Die Milchkuhpramie wird an Betriebsinhaber, die am 31. Marz des betreffenden Kalenderjahres Uber eine
einzelbetriebliche Milchquote verfigen, fur die vorhandene Anzahl an Milchkihen (pramienfahige Milchkuhe),
hochstens jedoch bis zu einer durch Verordnung naher zu bestimmenden Obergrenze, gewahrt. Die Obergrenze an
pramienfahigen Milchkihen je Betriebsinhaber wird ermittelt auf Basis der Anzahl an Milchkihen eines
durchschnittlichen milcherzeugenden Betriebs, maximal jedoch im 2,5-fachen Ausmal} der durchschnittlichen
Milchkuhanzahl.

8 16 der Direktzahlungs-Verordnung, BGBI. II Nr. 491/2009, lautet:Paragraph 16, der Direktzahlungs-Verordnung,
Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 491 aus 2009,, lautet:

Sonderbestimmungen fur die Milchkuhpramie

§ 16. (1) Die Milchkuhpramie ist fur Kihe zu gewahren, die wahrend des in Art. 111 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr.
73/2009 vorgesehenen Zeitraums gehalten werden und entsprechend Art. 117 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009
gekennzeichnet und registriert sind. Art. 61 und Art. 86 der Verordnung (EG) Nr. 1121/2009 sind
anzuwenden.Paragraph 16, (1) Die Milchkuhpramie ist fur Kiihe zu gewahren, die wahrend des in Artikel 111, Absatz 2,
der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, vorgesehenen Zeitraums gehalten werden und entsprechend Artikel 117, der
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gekennzeichnet und registriert sind. Artikel 61 und Artikel 86, der Verordnung (EG)
Nr. 1121 aus 2009, sind anzuwenden.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 ist auf die Milchkuhpramie anzuwenden(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1122 aus
2009, ist auf die Milchkuhpramie anzuwenden.

(3) Fur Kuhe, fur die die Mutterkuhpramie gewahrt wird, sowie fir Auerochsen, Bisons, Buffel, Yaks und Zebus ist keine
Milchkuhpramie zu gewahren.

(4) Die Obergrenze an pramienfahigen Milchkihen je Betriebsinhaber gemalR§ 8 Abs. 4 Z 2 MOG 2007 betragt 30
Stlck. Die erste Kategorie gemal’ 8 8 Abs. 4 Z 5 MOG 2007 betragt ein bis 10 Stlick, die zweite Kategorie 11 bis 20 Sttick
und die dritte Kategorie 21 bis 30 Sttick.(4) Die Obergrenze an pramienfahigen Milchkihen je Betriebsinhaber gemaf}
Paragraph 8, Absatz 4, Ziffer 2, MOG 2007 betragt 30 Stuck. Die erste Kategorie gemaR Paragraph 8, Absatz 4, Ziffer 5,
MOG 2007 betragt ein bis 10 Stuck, die zweite Kategorie 11 bis 20 Stlck und die dritte Kategorie 21 bis 30 Stuck.

Gemald Art. 117 VO (EG) 73/2009 werden die Zahlungen im Rahmen dieses Abschnitts nur fur Tiere gewahrt, die
entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 gekennzeichnet und registriert sind.Gemaf3 Artikel 117, VO (EG) 73
aus 2009, werden die Zahlungen im Rahmen dieses Abschnitts nur fur Tiere gewahrt, die entsprechend der
Verordnung (EG) Nr. 1760 aus 2000, gekennzeichnet und registriert sind.

Ein Tier gilt jedoch auch dann als pramienfahig, wenn die Angaben gemaf Art. 7 Abs. 1 zweiter Gedankenstich der
Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 der zustandigen Behdrde am ersten Tag des Haltungszeitraums des betreffenden
Tieres gemal der Bestimmung nach dem in Art. 141 Abs. 2 genannten Verfahren mitgeteilt worden sind.Ein Tier gilt
jedoch auch dann als pramienfahig, wenn die Angaben gemalR3 Artikel 7, Absatz eins, zweiter Gedankenstich der
Verordnung (EG) Nr. 1760 aus 2000, der zustandigen Behoérde am ersten Tag des Haltungszeitraums des betreffenden
Tieres gemaR der Bestimmung nach dem in Artikel 141, Absatz 2, genannten Verfahren mitgeteilt worden sind.

Gemald Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000
zur Einflhrung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und Uber die Etikettierung von
Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates, ABI. L 204,
11.8.2000, S. 1 idF der Verordnung (EG) Nr. 1791/2006, ABI. L 363 vom 20.12.2006, S. 1 - im Folgenden VO (EG)
1760/2000 - schafft jeder Mitgliedstaat nach Mal3gabe dieses Titels ein System zur Kennzeichnung und Registrierung
von Rindern.Gemal} Artikel eins, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1760 aus 2000, des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einflhrung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und
Uber die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
820/97 des Rates, ABI. L 204, 11.8.2000, S. 1 in der Fassung der Verordnung (EG) Nr. 1791 aus 2006,, Amtsblatt L 363
vom 20.12.2006, S. 1 - im Folgenden VO (EG) 1760 aus 2000, - schafft jeder Mitgliedstaat nach Mal3gabe dieses Titels ein
System zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern.

Gemal3 Art. 3 VO (EG) 1760/2000 beruht das System zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern auf folgenden
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Elementen:Gemal Artikel 3, VO (EG) 1760 aus 2000, beruht das System zur Kennzeichnung und Registrierung von
Rindern auf folgenden Elementen:

a) Ohrmarken zur Einzelkennzeichnung von Tieren,
b) elektronischen Datenbanken,

) Tierpassen

d ) Einzelregistern in jedem Betrieb.

Gemald Art. 7 Abs. 1 VO (EG) 1760/2000 mussen Tierhalter folgende Anforderungen erfullenGemal? Artikel 7, Absatz
eins, VO (EG) 1760 aus 2000, mussen Tierhalter folgende Anforderungen erfiillen:

e -Strichaufzahlung
Sie halten ein Register auf dem neuesten Stand,

e Strichaufzahlung
sie teilen der zustandigen Behorde ab dem Zeitpunkt, zu dem die elektronische Datenbank voll betriebsfahig ist,
die genauen Daten jeder Umsetzung von Tieren in den oder aus dem Betrieb sowie die Daten aller Tiergeburten
und Todesfalle bei Tieren im Betrieb innerhalb einer vom Mitgliedstaat festgesetzten Frist von drei bis sieben
Tagen nach dem betreffenden Ereignis mit. Die Kommission kann jedoch auf Antrag eines Mitgliedstaats nach
dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 festlegen, unter welchen Umstanden die Mitgliedstaaten die Hochstfrist
verlangern kénnen, und spezifische Regeln fir die Bewegungen von Rindern vorsehen, die im Sommer an

verschiedenen Orten in den Bergen weiden sollen.

8 4 der Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008, BGBI. Il Nr. 201 in der FassungBGBI. Il Nr. 66/2010 lautet:Paragraph
4, der Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008, BGBI. romisch zwei Nr. 201 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2,
Nr. 66 aus 2010, lautet:

(1) Ein Bestandsverzeichnis ist vom Tierhalter fur alle am Betrieb gehaltenen Tiere unter Verwendung der von der AMA
herausgegebenen Muster zu fuhren. Die Fuhrung des Bestandsverzeichnisses ist auch nach erfolgter Anmeldung als
Online-Bestandsverzeichnis im Wege der elektronischen Rinderdatenbank méglich. Hat ein Tierhalter mehrere
Betriebe in verschiedenen Gemeinden, so hat er fir jeden Betrieb ein eigenes Bestandsverzeichnis zu fihren.

(2) Das Bestandsverzeichnis hat folgende Angaben zu enthalten:

1. die Kennzeichnung nach § 3,1. die Kennzeichnung nach Paragraph 3,,
2. das Geburtsdatum,

3. das Geschlecht,

4. die Rasse,

5. bei Zu- und Abgangen die Kennzeichnung der betroffenen Tiere gemal3 § 3 unter Angabe des jeweiligen Datums und
der Kennnummer des Betriebes oder den Namen und die vollstandige Anschrift der Person, aus deren Bestand die
betroffenen Tiere Ubernommen oder an deren Bestand sie abgegeben worden sind,5. bei Zu- und Abgangen die
Kennzeichnung der betroffenen Tiere gemal? Paragraph 3, unter Angabe des jeweiligen Datums und der Kennnummer
des Betriebes oder den Namen und die vollstandige Anschrift der Person, aus deren Bestand die betroffenen Tiere
Ubernommen oder an deren Bestand sie abgegeben worden sind,

6. im Fall einer Kennzeichnung gemal3 § 3 Abs. 4 die Zuordnung der neuen Ohrmarke zur Ohrmarke des Drittlandes6.
im Fall einer Kennzeichnung gemal} Paragraph 3, Absatz 4, die Zuordnung der neuen Ohrmarke zur Ohrmarke des
Drittlandes,

7. Vermerke Uber den Aufenthalt von Tieren auf bestoRenen Weiden,
8. allenfalls der Zeitpunkt des Todes des Tieres im Haltungsbetrieb,
9. Kontrollvermerke,

10. die Ohrmarkennummer des Muttertieres im Falle des Geburtsbetriebes fir Tiere, die nach dem 31. Dezember 2006

geboren werden.


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2010/66

(3) Anderungen sind spétestens sieben Tage nach deren Eintritt im Bestandsverzeichnis zu vermerken.

(4) Das Bestandsverzeichnis und die fur Zu- und Abgange von Tieren erforderlichen Belege sind vier Jahre vom Ende
des Kalenderjahres an, auf das sie sich beziehen, mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes aufzubewahren,
soweit nicht nach anderen Vorschriften langere Aufbewahrungsfristen bestehen.

8 6 Abs. 1 der Rinderkennzeichnungs-Verordnung 2008 lautet:Paragraph 6, Absatz eins, der Rinderkennzeichnungs-
Verordnung 2008 lautet:

(1) Innerhalb von sieben Tagen sind zu melden:

1. Tiergeburten, Todesfdlle (Schlachtungen und Verendungen) von kennzeichnungspflichtigen Tieren sowie
Umsetzungen von Tieren in den oder aus dem Betrieb unter Angabe der flir den Tierpass notigen, erganzenden Daten,

2. Umsetzungen von Tieren zwischen Betrieben eines Tierhalters in verschiedenen Gemeinden unter Angabe der fur
den Tierpass ndtigen, erganzenden Daten,

3. der Auftrieb auf Almen/Weiden, wenn es zu einer Vermischung von Rindern mehrerer Tierhalter kommt,

4. der Auftrieb auf Almen/Weiden in einer anderen Gemeinde, wenn fir die Almen/Weiden eigene Betriebsnummern
gemal LFBIS-Gesetz, BGBI. Nr. 448/1980, in der jeweils geltenden Fassung, vorhanden sind oder die Flachenangaben
zu den Almen/Weiden im Sammelantrag gemald 8 3 INVEKOS-CC-V 2010, BGBI. Il Nr. 492/2009 anderer Bewirtschafter
enthalten sind.4. der Auftrieb auf Almen/Weiden in einer anderen Gemeinde, wenn fir die Almen/Weiden eigene
Betriebsnummern gemaR LFBIS-Gesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 448 aus 1980,, in der jeweils geltenden Fassung,
vorhanden sind oder die Flachenangaben zu den Almen/Weiden im Sammelantrag gemal Paragraph 3, INVEKOS-CC-V
2010, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 492 aus 2009, anderer Bewirtschafter enthalten sind.

Davon ausgenommen ist jedoch der Auftrieb auf Zwischenweiden (zum Beispiel Vorsal3, Maisal3, NachsaB, Aste)
desselben Tierhalters vor oder nach einem meldepflichtigen Auftrieb auf eine Alm oder Weide.

Gemall Art. 61 der Verordnung (EG) Nr. 1121/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit
Durchflhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Stutzungsregelungen fur
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe nach den Titeln IV und V der Verordnung, ABI. L 316, 2.12.2009, S. 27 idF der
Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 666/2012, ABI. L 194 vom 21.7.2012, S. 3 beginnt der Haltungszeitraum von sechs
Monaten gemaR Art. 111 Abs. 2 UAbs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 am Tag nach dem Tag der
Antragstellung.GemaR Artikel 61, der Verordnung (EG) Nr. 1121 aus 2009, der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit
Durchflhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Stitzungsregelungen
far Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe nach den Titeln romisch vier und romisch funf der Verordnung, ABI. L 316,
2.12.2009, S. 27 in der Fassung der Durchfiihrungsverordnung (EU) Nr. 666 aus 2012,, ABI. L 194 vom 21.7.2012, S. 3
beginnt der Haltungszeitraum von sechs Monaten gemaR Artikel 111, Absatz 2, UAbs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus
2009, am Tag nach dem Tag der Antragstellung.

Macht jedoch ein Mitgliedstaat von der in Art. 16 Abs. 3 UAbs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 vorgesehenen
Moglichkeit Gebrauch, so setzt er den Zeitpunkt fest, ab dem der Zeitraum gemal3 Abs. 1 des vorliegenden Artikels
beginnt.Macht jedoch ein Mitgliedstaat von der in Artikel 16, Absatz 3, UAbs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,
vorgesehenen Mdglichkeit Gebrauch, so setzt er den Zeitpunkt fest, ab dem der Zeitraum gemalR Absatz eins, des
vorliegenden Artikels beginnt.

Art. 16 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30. November 2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemall der genannten Verordnung und mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stiitzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. L 316, 2.12.2009, S. 65 idF Verordnung (EU)
Nr. 173/2011, ABI. L 49 vom 24.2.2011, S. 16 - im Folgenden: VO (EG) 1122/2009 - lautet:Artikel 16, Absatz 3, der
Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30. November 2009 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation
und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemall der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
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Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, ABI. L 316, 2.12.2009, S. 65 in der Fassung Verordnung (EU) Nr. 173 aus 2011,,
Amtsblatt L 49 vom 24.2.2011, S. 16 - im Folgenden: VO (EG) 1122 aus 2009, - lautet:

Die Mitgliedstaaten kdnnen vorsehen, dass in Absatz 1 genannte Informationen, die der zustandigen Behorde bereits
mitgeteilt wurden, im Beihilfeantrag nicht mehr aufgefihrt werden mussen.

Die Mitgliedstaaten konnen insbesondere Verfahren einfiihren, wonach die Angaben aus der elektronischen
Datenbank fur Rinder fur den Beihilfeantrag herangezogen werden kénnen, sofern mit der elektronischen Datenbank
fir Rinder das fur die ordnungsgemdRe Verwaltung der Beihilferegelungen erforderliche Sicherheits- und
Umsetzungsniveau gewahrleistet werden kann. Diese Verfahren kénnen in einem System bestehen, bei dem der
Betriebsinhaber die Beihilfe fur alle Tiere beantragen kann, die zu einem vom Mitgliedstaat zu bestimmenden
Zeitpunkt nach den Angaben aus der elektronischen Datenbank fiir Rinder beihilfefahig sind. (...)

Gemall § 12 der Direktzahlungs-Verordnung, BGBI. Il Nr. 491/2009, gelten die Angaben aus der elektronischen
Datenbank fur Rinder Uber die Haltung von Mutterkiihen und Kalbinnen als Antrag des Betriebsinhabers auf die
Mutterkuhpramie.Gemal3 Paragraph 12, der Direktzahlungs-Verordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 491 aus 2009,,
gelten die Angaben aus der elektronischen Datenbank fur Rinder Gber die Haltung von Mutterkiihen und Kalbinnen als
Antrag des Betriebsinhabers auf die Mutterkuhpramie.

Gemald § 13 Abs. 1 der Direktzahlungs-Verordnung gilt als Antragsteller der Betriebsinhaber, der pramienfahige
Mutterkihe, Kalbinnen oder Milchkihe am 1. Janner, 16. Marz oder 10. April halt und fur dessen Betrieb ein
Sammelantrag fur das betreffende Jahr abgegeben wird.GemaR Paragraph 13, Absatz eins, der Direktzahlungs-
Verordnung gilt als Antragsteller der Betriebsinhaber, der pramienfahige Mutterkiihe, Kalbinnen oder Milchkiihe am 1.
Janner, 16. Mérz oder 10. April halt und fur dessen Betrieb ein Sammelantrag fur das betreffende Jahr abgegeben wird.

Art. 42 VO (EG) 1122/2009 lautet auszugsweiseArtikel 42, VO (EG) 1122 aus 2009, lautet auszugsweise:

(1) Im Rahmen der Vor-Ort-Kontrollen wird Gberprift, ob alle Beihilfevoraussetzungen erfullt sind; sie erstrecken sich
auf samtliche Tiere, fUr die im Rahmen der zu kontrollierenden Beihilferegelungen Beihilfeantrage gestellt wurden,
einschlieBlich Tiere, die gemal Artikel 64 wahrend des Haltungszeitraums ersetzt wurden und sich noch im Betrieb
befinden. Bei Beihilferegelungen fir Rinder werden fir den Fall, dass der Mitgliedstaat von der Moglichkeit gemalR
Artikel 16 Absatz 3 Gebrauch macht, auch die potenziell beihilfefahigen Rinder Uberpruft.

Die Vor-Ort-Kontrollen umfassen insbesondere Uberpriifungen, ob die Zahl der im Betrieb vorhandenen Tiere, fiir die
Beihilfeantrage eingereicht wurden, sowie gegebenenfalls die Zahl der potenziell beihilfefahigen Rinder der Zahl der
Tiere in den Registern und - im Fall von Rindern - der Zahl der an die elektronische Datenbank fir Rinder gemeldeten
Tiere entspricht.

(2) In Bezug auf die Beihilferegelungen fiir Rinder umfassen die Vor-Ort-Kontrollen auch Uberprifungen

a) der Richtigkeit der Eintragungen in das Register und der Mitteilungen an die elektronische Datenbank fur Rinder
durch  Stichprobenkontrollen von Belegdokumenten wie Rechnungen (Uber Kaufe und Verkaufe,
Schlachtbescheinigungen, Veterinarbescheinigungen und gegebenenfalls Tierpassen fur Tiere, fur die in den letzten
sechs Monaten vor dem Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle Beihilfeantrage gestellt wurden; werden jedoch Anomalien
festgestellt, so wird die Kontrolle auf die letzten zwolf Monate vor dem Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle ausgeweitet;

b) der Ubereinstimmung der in der elektronischen Datenbank fiir Rinder und dem Register enthaltenen Informationen
durch Stichprobenkontrollen in Bezug auf die Tiere, fir die in den letzten sechs Monaten vor dem Zeitpunkt der Vor-
Ort-Kontrolle Beihilfeantrage gestellt wurden; werden jedoch Anomalien festgestellt, so wird die Kontrolle auf die
letzten zwolf Monate vor dem Zeitpunkt der Vor-Ort-Kontrolle ausgeweitet;

d) der Tatsache, dass die Rinder mit Ohrmarken gekennzeichnet sind, gegebenenfalls durch Tierpasse begleitet
werden, im Register gefiihrt und ordnungsgemaR an die elektronische Datenbank fir Rinder gemeldet sind.

Die unter Buchstabe d genannten Uberpriifungen kénnen durch Stichprobenkontrollen vorgenommen werden.

Gemal’ Art. 2 Z 24 VO (EG) 1122/2009 gilt ein Tier nur dann als ermittelt, wenn es alle in den Vorschriften fir die
Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen erfuillt. GemaR Artikel 2, Ziffer 24, VO (EG) 1122 aus 2009, gilt ein Tier
nur dann als ermittelt, wenn es alle in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen erfillt.


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2009/491

Art. 63 VO (EG) 1122/2009 lautet auszugsweiseArtikel 63, VO (EG) 1122 aus 2009, lautet auszugsweise:

(1) Gilt eine individuelle Obergrenze oder HOchstgrenze, so wird die Zahl der in den Beihilfeantragen angegebenen
Tiere auf die Obergrenze oder die Hochstgrenze verringert, die fir den betreffenden Betriebsinhaber festgesetzt

wurde.
(2) In keinem Fall darf die Beihilfe fur mehr Tiere gewahrt werden, als im Beihilfeantrag angegeben sind.

(3) Liegt die Zahl der in einem Beihilfeantrag angegebenen Tiere Gber der Zahl der bei Verwaltungskontrollen oder Vor-
Ort-Kontrollen ermittelten Tiere, so wird der Beihilfebetrag unbeschadet der Artikel 65 und 66 anhand der Zahl der
ermittelten Tiere berechnet.

(...)

(4) Werden VerstoBe gegen die Vorschriften des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern
festgestellt, so gilt Folgendes:

a) Ein Rind, das eine der beiden Ohrmarken verloren hat, gilt dennoch als ermittelt, wenn es durch die Ubrigen
Elemente des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern eindeutig identifiziert werden kann.

aa) Hat ein einzelnes Rind eines Betriebs beide Ohrmarken verloren, so gilt es dennoch als ermittelt, wenn es durch
das Register, den Tierpass, die Datenbank oder sonstige Mittel gemal’ der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 weiterhin
identifiziert werden kann und sofern der Tierhalter nachweisen kann, dass er bereits vor Ankundigung der Vor-Ort-
Kontrolle Abhilfemalinahmen getroffen hat.aa) Hat ein einzelnes Rind eines Betriebs beide Ohrmarken verloren, so gilt
es dennoch als ermittelt, wenn es durch das Register, den Tierpass, die Datenbank oder sonstige Mittel gemal3 der
Verordnung (EG) Nr. 1760 aus 2000, weiterhin identifiziert werden kann und sofern der Tierhalter nachweisen kann,
dass er bereits vor Ankiindigung der Vor-Ort-Kontrolle AbhilfemaBnahmen getroffen hat.

b) Handelt es sich bei den festgestellten VerstolRen um fehlerhafte Eintragungen in das Register oder die Tierpasse, so
gilt das betreffende Tier erst dann als nicht ermittelt, wenn derartige Fehler bei mindestens zwei Kontrollen innerhalb
von 24 Monaten festgestellt werden. In allen anderen Fallen gelten die betreffenden Tiere nach der ersten Feststellung

als nicht ermittelt.

(.r).
Art. 65 VO (EG) 1122/2009 lautet auszugsweiseArtikel 65, VO (EG) 1122 aus 2009, lautet auszugsweise:

(1) Wird in Bezug auf Beihilfeantrage im Rahmen der Beihilferegelungen fiir Rinder eine Differenz zwischen der
angegebenen und der gemal Artikel 63 Absatz 3 ermittelten Zahl der Tiere festgestellt, so ist der Gesamtbetrag, auf
den der Betriebsinhaber im Rahmen dieser Beihilferegelungen flr den betreffenden Pramienzeitraum Anspruch hat,
um den gemald Absatz 3 dieses Artikels zu bestimmenden Prozentsatz zu kirzen, wenn bei hochstens drei Tieren

UnregelmaBigkeiten festgestellt werden.

(2) Werden bei mehr als drei Tieren UnregelmaBigkeiten festgestellt, so ist der Gesamtbetrag, auf den der
Betriebsinhaber im Rahmen der in Absatz 1 genannten Regelungen flr den betreffenden Pramienzeitraum Anspruch

hat, wie folgt zu kurzen:
a) um den gemal Absatz 3 zu bestimmenden Prozentsatz, wenn dieser nicht mehr als 10 % betragt;

b) um das Doppelte des gemal3 Absatz 3 zu bestimmenden Prozentsatzes, wenn dieser mehr als 10 %, jedoch nicht

mehr als 20 % betragt.

Betragt der nach Absatz 3 bestimmte Prozentsatz mehr als 20 %, so wird die Beihilfe im Rahmen dieser Regelungen,
auf die der Betriebsinhaber gemal3 Artikel 63 Absatz 3 Anspruch gehabt hatte, fir den betreffenden Pramienzeitraum

nicht gewahrt.

(..)

(3) Zur Bestimmung der in den Absatzen 1 und 2 genannten Prozentsdtze wird die Gesamtzahl der in dem
betreffenden Pramienzeitraum im Rahmen der Beihilferegelungen fur Rinder beantragten Rinder, bei denen
Unregelmaligkeiten festgestellt wurden, durch die Gesamtzahl der fir diesen Pramienzeitraum ermittelten Rinder
dividiert.



Im Falle der Anwendung von Artikel 16 Absatz 3 Unterabsatz 2 gelten potenziell pramienfahige Tiere, die im System zur
Kennzeichnung und Registrierung von Rindern nicht ordnungsgemaR identifiziert bzw. registriert sind, als Tiere, bei
denen UnregelmaRigkeiten festgestellt wurden.

Im vorliegenden Fall haben 26 Rinder gemall Art 2 Z 24 VO (EG) 1122/2009 alle in den Vorschriften fur die
Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen erflllt und waren daher als ermittelt zu werten. Demgegentber
waren neun Stuck mit sanktionsrelevanten UnregelmalRigkeiten behaftet. Dabei handelte es sich um die bereits im
Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle am 28.03.2014 beanstandeten Rinder mit den Ohrmarkennummern AT 070 924 819, AT
357 435 316, AT 357 440 916, AT 502 444 418, AT 823 848 418, AT 844 483 516, AT 855 364 517, AT 973 393 117 und
AT 984 590 914, bei denen festgestellt wurde, dass die Rasse entgegen Art 7 VO (EG) 1760/2000 iVm § 6 Abs. 1
Rinderkennzeichnungs-VO 2008 nicht der Datenbankmeldung entsprach.Im vorliegenden Fall haben 26 Rinder gemaf}
Artikel 2, Ziffer 24, VO (EG) 1122 aus 2009, alle in den Vorschriften fir die Beihilfegewahrung festgelegten
Voraussetzungen erfullt und waren daher als ermittelt zu werten. Demgegentiber waren neun Stick mit
sanktionsrelevanten UnregelmaRigkeiten behaftet. Dabei handelte es sich um die bereits im Rahmen der Vor-Ort-
Kontrolle am 28.03.2014 beanstandeten Rinder mit den Ohrmarkennummern AT 070 924 819, AT 357 435 316, AT 357
440 916, AT 502 444 418, AT 823 848 418, AT 844 483 516, AT 855 364 517, AT 973 393 117 und AT 984 590 914, bei
denen festgestellt wurde, dass die Rasse entgegen Artikel 7, VO (EG) 1760 aus 2000, in Verbindung mit Paragraph 6,
Absatz eins, Rinderkennzeichnungs-VO 2008 nicht der Datenbankmeldung entsprach.

Bei Division der neun mit sanktionsrelevanten UnregelmaRigkeiten behafteten Rinder durch die 26 ermittelten Rinder
gemall Art 65 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 ergibt sich der seitens der AMA zur Anwendung gebrachte
Differenzprozentsatz von 34,62 %. Dementsprechend war der Auszahlungsbetrag gemall Art 65 Abs. 2 VO (EG)
1122/2009 um 100 % zu kurzen.Bei Division der neun mit sanktionsrelevanten UnregelmaRigkeiten behafteten Rinder
durch die 26 ermittelten Rinder gemal? Artikel 65, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, ergibt sich der seitens der AMA zur
Anwendung gebrachte Differenzprozentsatz von 34,62 %. Dementsprechend war der Auszahlungsbetrag gemal3 Artikel
65, Absatz 2, VO (EG) 1122 aus 2009, um 100 % zu kirzen.

Die Entscheidung der AMA erfolgte sohin zu Recht.
Zu B)

Gemal? 8 25a Abs. 1 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VWGG), BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133 Abs. 4 B-VG zulassig
ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemal? Paragraph 25 a, Absatz eins, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985
(VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemafR Artikel 133 Absatz 4, B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu
begriinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die
vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Zu den
Rechtsfolgen der Nichteinhaltung der Vorschriften Gber die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren kann etwa
auf das Urteil des EUGH vom 24. Mai 2007, Rs C-45/05, Maatschap Schonewille-Prins verwiesen werden, auf das der
VWGH bereits mehrfach Bezug genommen hat (vgl. etwa VwGH 28.06.2011, 2007/17/0174).Die Revision ist gemalR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Zu den Rechtsfolgen der
Nichteinhaltung der Vorschriften Uber die Kennzeichnung und Registrierung von Tieren kann etwa auf das Urteil des
EuGH vom 24. Mai 2007, Rs C-45/05, Maatschap Schonewille-Prins verwiesen werden, auf das der VWGH bereits
mehrfach Bezug genommen hat vergleiche etwa VwWGH 28.06.2011, 2007/17/0174).

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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